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Vorwort der Redaktion 

Chers membres, Chers 

amis de la DFJ 

  

Nous avons le plaisir de 

mettre à votre disposition le 

dernier numéro des 

« Actualités » de cette an-

née. 

  

La rédaction a proposé de 

faire une modification dans 

ce numéro de sorte que 

nous présentons les auteurs 

avec une photographie et 

une description brève de 

leurs activités. Nous vou-

lons que nos articles soient 

plus intéressants à lire. Di-

tes-nous ce que vous en 

pensez. 

  

Notre réunion annuelle 

2014 à Cologne était cou-

ronnée de succès ! Vous 

trouverez plusieurs rap-

ports se référant à cet évé-

nement ainsi qu’un rapport 

sur le Grand Séminaire 

dans cette édition. 

 

La rédaction vous souhaite 

une joyeuse fête de Noël 

ainsi que d’agréables fêtes 

de fin d’année. 

  

Meilleures salutations 

  

La Rédaction  
 

Liebe Mitglieder, liebe 

Freunde der DFJ, 

  

Wir freuen uns, Ihnen 

und Euch die letzte Aus-

gabe der Actualités in die-

sem Jahr zur Verfügung 

stellen zu können. 

  

Die Redaktion hat sich 

für diese Ausgabe eine 

Änderung dahingehend 

vorgenommen, dass wir 

die Verfasser unserer Ar-

tikel mit Bild und einer 

kurzen Vita vorstellen. 

Wir wollen damit die 

Hereingabe von Beiträgen 

noch attraktiver machen. 

Teilen Sie uns mit, was 

Sie davon halten.  

  

Die Jahrestagung 2014 in 

Köln war wieder ein schö-

ner Erfolg, mehrere Be-

richte dazu und einen Be-

richt zum Vorseminar 

finden Sie in dieser Aus-

gabe. 

  

Die Redaktion wünscht 

Ihnen ein frohes Fest und 

alles Gute für das Neue 

Jahr. 

  

Mit herzlichen Grüßen 

  

Ihre Redaktion 

Veranstaltungshinweise: 

 

 Traditionelles Spargelessen 

der DFJ im Mai/Juni 2015 

 

 34. deutsch-französisches 

Juristentreffen der DFJ  

und der AJFA vom 24. bis 

26.09.2015  in Saarbrücken 

 Vorseminar vom 22. bis 

24.09.2014 in Saarbrücken 

mailto:jleith@uni-mainz.de
http://www.dfj.org
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Grußwort  

der Staatssekretärin im Bundesministerium der Justiz 

und für Verbraucherschutz 

Dr. Stefanie Hubig 

an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

der Jahrestagung 2014 

der Deutsch-Französischen Juristenvereinigung e.V. 

am 26. - 27. September 2014 in Köln 

 

Auch wenn ich heute leider nicht persönlich zu Ihnen sprechen kann, freue ich mich sehr, Sie zur 

Jahrestagung der Deutsch-Französischen Juristenvereinigung in Köln begrüßen zu dürfen. Die 

Deutsch-Französische Juristenvereinigung hat sich zum Ziel gesetzt, die Kenntnis der jeweils an-

deren Rechtsordnung und die fachlich-kollegialen Kontakte zu fördern. Das ist gelebte deutsch-

französische Partnerschaft, über die ich mich persönlich sehr freue. Denn der Dialog schafft Ver-

trauen und Verständnis und damit die Basis für eine sich weiter vertiefende europäische Integrati-

on. 

 

Unsere Lebensverhältnisse richten sich zunehmend international aus. Das betrifft nicht nur den 

weltumspannenden internationalen Handel, sondern auch unser Alltagsleben. So ist es längst keine 

Seltenheit mehr, dass zum Beispiel Dienstleistungen unmittelbar am Urlaubsort gebucht oder Wa-

ren aus dem Ausland bestellt werden. Hierdurch verändert sich auch das Rechtsleben. Das gilt 

nicht nur für die Rechtswissenschaft. Auch in der Rechtspraxis und in der Rechtspolitik führt die 

Globalisierung dazu, dass Juristen über die Grenzen ihrer eigenen Rechtsordnung hinausdenken 

und sich mit anderen Rechtsordnungen auseinandersetzen müssen. 

 

Nicht nur die Deutsch-Französische Juristenvereinigung, sondern auch das Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz pflegt eine enge Zusammenarbeit mit Frankreich. Das zeigt sich 

unter anderem daran, dass wir nur eine einzige Verbindungsbeamtin in einem anderen EU-

Mitgliedsstaat haben - und diese sitzt in Paris. So freut es mich auch, Mme Stéphanie Kass-Danno 

in Ihren Reihen begrüßen zu dürfen, die seit September französische Verbindungsbeamtin im Bun-

desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in Berlin ist. 

 

Mit dem Thema „Datenschutz ./. Informationsfreiheit und geistiges Eigentum“ haben Sie ein 

Thema gewählt, welches aktueller nicht sein könnte und welches nicht nur juristische Fachkreise, 

sondern auch die Öffentlichkeit in besonderem Maße beschäftigt.  
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Auch eignet sich das Thema „Datenschutz“ ganz besonders für den rechtsvergleichenden Blick, ja 

fordert diesen sogar ein. Denn im heutigen Internet-Zeitalter machen Datenströme schon lange 

nicht mehr an den nationalen Grenzen halt. 

 

Deshalb ist auch die geplante Datenschutz-Grundverordnung der EU ein wichtiger Baustein. Das 

EU-Recht wird für alle Unternehmen gelten, die in Europa Produkte und Dienstleistungen anbie-

ten - und zwar unabhängig davon, ob sie eine Niederlassung oder auch nur einen Server in Europa 

stehen haben. Unterschiedliche Datenschutzregelungen oder Datenschutzoasen wird es dann in der 

EU nicht mehr geben. Wenn jeder Nutzer auf Anhieb erkennen kann, wie ein Online-Dienst mit 

den Daten seiner Kunden umgeht, stärkt das nicht nur das Vertrauen der Nutzer in die Online-

Angebote, sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen. 

 

Doch nicht nur aus Sicht der Internetnutzer wirft die Digitalisierung viele Fragen auf. Auch für 

Künstler, die Musik, Film, Literatur schaffen, bietet die Digitalisierung Chancen und Risiken 

zugleich. So finden ihre Werke eine leichtere Verbreitung und können einem großen Publikum 

zugänglich gemacht werden. Das ist gut für Nutzer und Vermittler, zugleich aber ambivalent für 

die Kreativen und die Verwerter wie Verlage oder Musiklabels, denn auch Rechtsverletzungen 

sind im digitalen Umfeld häufiger als in der „analogen Welt“. Das Urheberrecht gilt natürlich auch 

im Internet, doch neue technische Entwicklungen wie zum Beispiel das „Streaming“ zeigen, dass 

auch hier das Recht beständig vor neue komplexe Herausforderungen gestellt wird. 

 

Diese und weitere interessante Fragen werden Sie unter dem Blickwinkel des französischen und 

des deutschen Rechts die kommenden zwei Tage diskutieren. Ich wünsche allen Teilnehmerinnen 

und Teilnehmern spannende fachliche Diskussionen und einen interessanten persönlichen Aus-

tausch mit Ihren deutschen und französischen Kolleginnen und Kollegen. 

Wir freuen uns auf Ihre Beiträge. 

Redaktionsschluss für die nächste Ausgabe ist am 14. April 2014.  

Für den Inhalt der Beiträge sind die jeweiligen Verfasser verantwortlich. 

 

Die Redaktion 
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Aus der Tätigkeit der Vereinigung 

Jahrestagung  der DFJ in Köln  

am 26. und 27. September 2014   

Teil 1 

 

Datenschutz und Informationsfreiheit waren 

das Thema des ersten Tagungstages. 

 

Als das BVerfG 1987 in seiner Volkszählungs-

entscheidung aus dem allgemeinen Persönlich-

keitsrecht ein eigenes, selbständiges Grund-

recht der informationellen Selbstbestimmung 

herausarbeitete, war der Anlass – und das 

BVerfG braucht für die Befassung mit einer 

Verfassungsrechtsfrage immer einen Anlass 

und den Antrag eines Antragsberechtigten – 

aus heutiger Sicht und mit den heutigen Erfah-

rungen vergleichsweise banal: Die Statistiker 

der öffentlichen Hände hatten die Erhebung der 

aktuellen Bevölkerungszahlen ganz harmlos 

dazu benutzen wollen, einige weitere, für ihre 

Arbeit interessante Auskünfte abzufragen. Das 

war auf Widerstand gestoßen und hatte zu Ver-

fassungsbeschwerden geführt, die den Begriff 

Datenschutz in Deutschland erst bekannt und 

populär machten.  

 

Zu der Zeit lag die erste öffentliche Debatte in 

den USA über das „wiretapping“, das heimli-

che Anzapfen von damals noch „nur“ Telefon-

verbindungen, schon 25 Jahre zurück und hatte 

in Deutschland kaum ein Echo gefunden. Auch 

die in den USA und vor allem in den skandina-

vischen Ländern unter dem Stichwort „freedom 

of information“ selbstverständliche Diskussion 

über den Zugang zu und das Wissen über von 

den öffentlichen Händen gespeicherte perso-

nenbezogene Daten wurde im deutschen Ver-

waltungsverfahrensrecht sozusagen im Rück-

wärtsgang mit dem Argument für dessen Funkti-

onieren erforderlicher fortbestehender 

„Arkanbereiche“ der öffentlichen Verwaltung 

mit allenfalls prozessual durchsetzbaren Aus-

kunftsrechten direkt Betroffener geführt. 

 

Das „neue“ Grundrecht der informationellen 

Selbstbestimmung brachte hier einen Kultur-

bruch. Es entstand in Deutschland mit dem Da-

tenschutzrecht auf der Ebene von Bund und 

Ländern ein eigenständiger Zweig des Verwal-

tungsverfahrensrechts mit eigenen, bei den Par-

lamenten angesiedelten Einrichtungen, denen 

der Schutz persönlicher Daten sowohl vor den 

wie durch die öffentlichen Hände anvertraut 

wurde. Da sich die Bedrohungen nicht auf die 

nationale Ebene beschränkten oder gar an den 

nationalen Grenzen haltmachten, in den Mit-

gliedstaaten der EU aber durchaus unterschiedli-

che Auffassungen über das Verhältnis von Öf-

fentlichkeit der eigenen Lebensumstände und 

Lebensführung zu verbergenswertem und 

schutzwürdigem „right to privacy“ bestanden, 

wurde 1995 mit einer Datenschutzrichtlinie der 

EU versucht, einen Mindeststandard vor-

zugeben, der den einen natürlich nicht weit ge-

nug, den anderen schon viel zu eng erscheinen 

musste. 

 

Überrollt und überholt sah sich diese Entwick-

lung durch das eigene Verhalten der eigentlich 

durch dieses Recht zu Schützenden. Nicht die 

öffentliche Hand mit ihrem angeblichen Daten-

hunger erwies sich als die primäre Gefahr; es 

waren die Rechtsunterworfenen selbst, die be-

reitwillig und vorbehaltlos ihre persönlichen Da-

ten preiszugeben bereit waren, die von einer in-

teressierten Wirtschaft mit den inzwischen ent- 
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wickelten technischen Fähigkeiten und Metho-

den gesammelt, akkumuliert und aggregiert 

werden, um dann für ihre Zwecke geordnet, 

verwertet und eingesetzt zu werden. Dass da-

von wiederum auch die öffentliche Hand profi-

tiert, hat die Bestrebungen auch und gerade in 

Deutschland beschleunigt, einen Rechtsrahmen  

wie eine institutionelle Absicherung für ein 

Auskunftsverlangen darüber zu schaffen, was 

die öffentliche Hand an Daten und Informatio-

nen gespeichert hat: Die „Arkanbereiche“ der 

öffentlichen Verwaltung werden aufgebrochen: 

 

Eine solche Entwicklung ist nicht auf ein Land 

beschränkt. Seit einiger Zeit bereits bemüht 

sich die EU, diesmal nicht mit einer an den Ge-

setzgeber der Mitgliedstaaten gerichteten 

Richtlinie, sondern mit einer direkt anzuwen-

denden Verordnung den Datenschutz in Europa 

auf ein vergleichbares und den neuen Gefähr-

dungen angemessenes Niveau zu heben. Dass 

das bisher nicht zum Abschluss gekommen ist, 

liegt auch diesmal an den unterschiedlichen 

Interessen und Ansätzen der Mitgliedstaaten. 

Dabei ist nur begrenzt richtig, dass es Deutsch-

land sei, dass mit überzogenen Vorstellungen 

und Forderungen für die Verzögerung verant-

wortlich gemacht werden kann. Vielleicht be-

kommen die Arbeiten in der neu zu bestellen-

den Kommission neuen Schwung, nachdem der 

EUGH erst vor wenigen Wochen dem einmal 

vom deutschen BVerfG herausgearbeiteten 

„Recht auf informationelle Selbstbestimmung“ 

das „Recht auf Vergessenwerden“ zur Seite 

gestellt hat, das sich ebenso an die öffentliche 

Hand wie an die privaten Speicherer und Nut-

zer persönlicher Daten richtet: Google beginnt 

schon zu reagieren und seine Bestände auf An-

frage hin zu bereinigen. 

 

Nationale Mentalitäten und Institutionen können 

nur begrenzt durch Rechtsnormen und Institutio-

nen beeinflusst und gesteuert werden. Aber man 

sollte sich mit beidem beschäftigen. Das war in 

Bezug auf Datenschutz und Informationsfreiheit 

in Deutschland und Frankreich das Ausgangs-

thema der diesjährigen Veranstaltung der 

Deutsch-französischen Juristenvereinigung, zu 

der über 80 interessierte Zuhörer, darunter neben 

den Teilnehmern des Vorseminars für junge Ju-

risten aus beiden Ländern zahlreiche Mitglieder 

der französischen Schwestergesellschaft gekom-

men waren. 

 

Über die deutsche Sach- und Rechtslage infor-

mierte als erster Redner der Landesbeauftragte 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

in Rheinland-Pfalz, Edgar Wagner. Wie seine 

Kollegen im Bund und den übrigen Bundeslän-

dern vom jeweiligen Parlament bestellt, ist er in 

erster Linie dem Landtag verantwortlich, der 

auch Adressat seiner Jahresberichte ist. An ihn 

wenden können sich Bürger, die sich durch Or-

gane der öffentlichen Verwaltung in ihren im 

Landesdatenschutzgesetz niedergelegten Rech-

ten verletzt fühlen. Seit zum ursprünglichen und 

eigentlichen Schutz persönlicher Daten auch das 

Recht auf Zugang zu bei der öffentlichen Hand 

gesammelten und verwalteten Informationen 

hinzugetreten ist, fühlt er sich, wie Edgar Wag-

ner bildhaft erläuterte, in einer Zeit für den Ein-

zelnen kaum noch überschaubarer Zunahme 

technischer Möglichkeiten zur Datenerfassung 

und –speicherung vor allem als Medienpädago-

ge und Mittler zwischen Bürger und Verwal-

tung. 

 

Ganz anders organisiert sind bei ähnlicher Ziel-

setzung Datenschutz und Informationsfreiheit in 

Frankreich, wie anschließend Laurent Lim von  
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der Commission Nationale de l’Informatique et 

des Libertés (CNIL) deutlich machte. Als Re-

aktion auf die vehemente öffentliche Ableh-

nung der 1974 geplanten Einführung einer Per-

sonenkennziffer 1978 durch Gesetz eingerich-

tet, besteht diese zur Zeit von einer Präsidentin 

geführte und mit einem umfangreichen Perso-

nalunterbau ausgestattete Institution aus 17 

Mitgliedern, von denen 5 vom Staat, nämlich 

eines vom Präsidenten und je zwei von Natio-

nalversammlung und Senat, die übrigen 12 von 

zu beteiligenden Einrichtungen bestimmt bzw. 

gewählt werden. Sie verfügt mit der Möglich-

keit vorangehender Überprüfung geplanter 

Maßnahmen und einer nachträglichen Kontrol-

le über zwei Handlungsansätze, wobei ihr bei 

letzterer erhebliche Exekutivbefugnisse ein-

schließlich des direkten Zugangs zu allen Be-

hördenvorgängen, bei Aktionen vor Ort auf 

Anordnung der Präsidentin, und das Recht zur 

Verhängung von Sanktionen eingeräumt sind. 

In 50 v.H. der bisher entschiedenen Fälle be-

standen diese aus finanziellen Entschädigun-

gen; weitere 36 v.H. endeten mit Hinweisen 

und Verwarnungen. Gewisse Einschränkungen 

gibt es nach Art.26 des Gesetzes lediglich bei 

der Überprüfung von Polizeiaktionen. 

 

Über die Pläne auf EU-Ebene zur Neuordnung 

und Stärkung des Datenschutzes informierte 

dann Guy Stessens vom Generalsekretariat des 

Rates. Danach hat der dazu von der Kommissi-

on vorgelegte Vorschlag zwei Teile, nämlich 

eine die alte Richtlinie von 1995 ersetzende 

und im Gegensatz zu dieser die Mitgliedstaaten 

unmittelbar bindende Verordnung und eine 

neue Richtlinie, die an die Stelle des früheren 

Rahmenbeschlusses über den Datenschutz bei 

Strafverfolgungsmaßnahmen treten soll, den 

eigentlich strafrechtlichen bzw. justiziellen Teil 

aber ausdrücklich ausnimmt. War Grundlage 

dafür bisher die Regelungsbefugnis über den 

gemeinsamen Markt, so sind die jetzt vorgesehe-

nen Maßnahmen ausdrücklich und einheitlich 

auf den durch den Lissabonner Vertrag der EU 

übertragenen Datenschutz gestützt. Durch die in 

vielen Einzelheiten noch strittige Verordnung 

sollen die Mitgliedstaaten autorisiert werden, bei 

Verstößen Verwaltungssanktionen zu verhän-

gen, für die das Europäische Parlament in seiner 

Stellungnahme eine Höchstsumme von 100.000 

Euro gefordert hat. Insoweit sind Kommission 

und Rat skeptisch, da die meisten Verletzungen 

des Datenschutzes unbeabsichtigt erfolgten; 

wenn sie absichtlich geschähen, gebe es ohnehin 

die Möglichkeit der strafrechtlichen Sanktionie-

rung, die ausdrücklich nicht harmonisiert wer-

den soll. Umstritten ist auch die Zuständigkeit 

für eine Sanktionierung: Gegen die Forderung, 

sie der Regelung nur im und durch das Sitzland 

des Verletzers zu übertragen, stellt die Kommis-

sion das Prinzip des „guichet unique“. Dazu 

schwebt ihr die Schaffung einer eigenen EU-

Behörde mit dem Rechtsweg zum EUGH vor. 

Aus dem Europäischen Parlament kommt dazu 

der Vorschlag, das vom EUGH definierte 

„Recht auf Vergessen“ durch ein eigenes „Recht 

auf Löschung“ zu konkretisieren. 

 

Über den Inhalt des als erste gesetzliche Rege-

lung in Deutschland das schon von Edgar Wag-

ner angesprochene Recht auf Informationsfrei-

heit konkretisierenden Hamburger Transparenz-

gesetzes berichtete mit Christian Fischer ein an 

der Erarbeitung direkt beteiligter Vertreter.  

 

Am 1. Oktober 2014 in Kraft getreten, aber 

schon in einem „Vorlauf“ erprobt, macht dieses 

Gesetz, das schon jetzt als Vorbild für andere 

Bundesländer dient, die Dateien und Vorgänge 
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öffentlich, die in Hamburg bei der öffentlichen 

Hand geführt werden und in die eine Einsicht 

in Zukunft möglich sein wird. Der besondere 

Reiz liegt dabei darin, dass auch Institutionen 

betroffen sind, bei denen der Stadtstaat ledig-

lich beteiligt ist oder mit denen er Verträge 

schließt. Hier werden auch Vorstandsgehälter 

und Vertragsbedingungen transparent, die sonst 

verborgen bleiben würden. 

 

Durchaus noch zum Thema gehörend und den 

Kreis sozusagen von der anderen Seite her 

schließend, stellte mit Paul Malberg abschlie-

ßend ein gelernter Jurist, der sich dann für den 

Beruf als Wirtschaftsdetektiv entschieden hat-

te, die technischen und rechtlichen Möglichkei-

ten nicht nur für Ermittlungen in deutschen Un-

ternehmen vor. Überwiegend in Fällen des 

Verdachts der Verletzung der „compliance“, 

also des vertragswidrigen und unternehmens-

schädigenden Verhaltens, von diesen selbst be-

auftragt, schilderte er bildhaft und mit konkre-

ten Beispielen die vielfältigen Möglichkeiten 

der unauffälligen Aufklärung komplexer Sach-

verhalte und Verhaltensweisen. Am Rande, 

aber noch in den Grenzen des Datenschutzes 

arbeitend wurde in seinem Vortrag deutlich, 

wie groß die Gefahr von Grenzüberschreitun-

gen und Persönlichkeitsverletzungen in diesem 

Bereich ist. 

 

 

 

Jahrestagung in Köln  

am 26. und 27.September 2014 

Teil II  

 

Der zweite Themenkomplex der diesjährigen 

Tagung widmete sich dem Urheberrecht, und 

zwar namentlich dem Urheberrecht im Zusam-

menhang mit der Nutzung des Internets. 

 

Die rasante Entwicklung der Computertechnolo-

gie und das Aufkommen des Internets stellten 

das Urheberrecht in mehrfacher Hinsicht vor 

große Herausforderungen. Diese betrafen nicht 

nur die neuen Medien als solche, welche sich 

durch ihre digitale Form von den klassischen 

Datenträgern grundlegend unterschieden, son-

dern auch die mit ihnen einhergehende Möglich-

keit, immer einfacher und schneller immer grö-

ßere Datenmengen zu transferieren und vor al-

lem zu kopieren. Hinzu kommt, dass sich die zur 

Nutzung dieser Medien erforderliche Technolo-

gie sehr schnell verändert und immer vielfältiger 

und komplexer wird. Daher hinken die gelten-

den Gesetze häufig den neuesten technischen 

Entwicklungen hinterher und vermögen diese 

teilweise nicht zu erfassen, weil sie bei ihrer 

Verabschiedung nur auf den damaligen Stand 

der Technik abzielten. 

 

Ein Musterbeispiel hierfür ist das sog. Streaming 

von Videos. Diese Technologie besteht verein-

facht gesagt darin, dass ein Strom (Engl. 

“Stream”) von Datenpaketen von einem zentra-

len Server aus auf das Endgerät des Rezipienten 

(Computer, Tablet PC, Smartphone usw.) über-

tragen wird, wo die Daten vorübergehend 

(ephemer) zwischengespeichert werden. Sie 

können dann bereits während der laufenden 

Übertragung mit einer speziellen Software auf 

dem Endgerät wiedergegeben werden (sog. 

Dr. Jürgen Jekewitz,  

Ministerialdirektor a.D., 

zuletzt Abteilungsleiter 

Europa- und Völkerrecht 

im Bundesministerium 

der Justiz, seit 2002 Vor-

sitzender der DFJ.  

 

Kontakt:  

j.h.jekewitz@t-online.de 
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„Player“) und werden nach einer bestimmten 

Zeit, mit dem Schließen des Browsers oder 

dem Herunterfahren des Endgeräts automatisch 

gelöscht. In diesem Punkt unterscheidet sich 

das Streaming wesentlich vom Herunterladen 

von Daten (sog. „Download“), bei dem die 

betreffende Datei dauerhaft auf dem Endgerät 

des Nutzers gespeichert wird. Besonders das 

sog. „Video On Demand“, das dem einzelnen 

Nutzer die Übertragung der Daten zu einem 

Zeitpunkt seiner Wahl ermöglicht (sog. 

„Unicast“), ist schon seit Jahren auf dem Vor-

marsch und inzwischen ein Massenphänomen. 

Laut Experten sollen sich 70 Prozent der 14 bis 

35jährigen bereits vollständig vom klassischen 

Fernsehen verabschiedet haben. Die hierzu auf-

findbaren Angebote im Internet sind vielfältig. 

Neben kostenpflichtigen Anbietern wie Max-

dome, Watchever und zuletzt NETFLIX finden 

sich auch zahlreiche Portale, die ihre Dienste 

ganz oder teilweise kostenlos anbieten, deren 

Inhalte aber nicht immer mit den Inhabern der 

betreffenden Urheberrechte abgestimmt sind. 

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 

ob neben dem unautorisierten Hochladen von 

Filmen und deren Verbreitung über das Internet 

auch das Streaming durch den Nutzer eine Ur-

heberrechtsverletzung darstellt. Herr Rechtsan-

walt Dr. Stefan Kettler, Maître en Droit, LL.M. 

v o n  d e r  D ü s s e l d o r f e r  K a n z l e i 

Lang & Rahmann hielt hierzu einen Vortrag, in 

dem er zunächst die Streaming-Technologie 

erklärte und diese scharf von derjenigen des 

Download abgrenzte. Anschließend gelangte 

Herr Dr. Kettler bei Anwendung der einschlä-

gigen Vorschriften zu dem Ergebnis, dass das 

reine Betrachten von Videodateien mittels 

Streaming lediglich einen rezeptiven Werkge-

nuss darstelle, den das deutsche und das fran-

zösische Urheberrecht – zumindest derzeit – 

nicht sanktionierten.  

 

Dies ergebe sich aus den einschlägigen nationa-

len Normen, nämlich aus § 44a Nr. 2 des deut-

s c h e n  U r h e b e r g e s e t z e s  ( U r h G ; 

„Vorübergehende Vervielfältigung“) bzw. aus 

Art. 122-5 al. 1er no. 6 des französischen Code 

de la propriété intellectuelle (CPI). 

 

Im Zusammenhang mit der Nutzung von Strea-

ming-Angeboten ist insbesondere das Landge-

richt Köln in den vergangenen 12 Monaten in 

den Blickpunkt der Öffentlichkeit geraten. Denn 

es hatte in zahlreichen Verfahren auf Antrag ei-

nes (angeblichen) Rechteverwerters im Wege 

der einstweiligen Verfügung angeordnet, dass 

die Deutsche Telekom AG diesem die Verkehrs-

daten, also Namen und Anschriften derjenigen 

Nutzer herauszugeben hatte, die bestimmte por-

nografische Filmwerke über das Portal 

„REDTUBE“ abgerufen haben sollten. In der 

Folge wurden deutschlandweit Tausende von 

Privatpersonen abgemahnt. Schnell wurde öf-

fentliche Kritik laut, die sich zunächst auf das 

Landgericht Köln fokussierte. Als jedoch be-

kannt wurde, dass die Antragsschriftsätze die 

zugrundeliegende Technik als einen Fall des 

Downloadens dargestellt hatten, während es sich 

– was nicht jede der mit den Fällen befassten 16 

Zivilkammern erkannt hatte – in Wirklichkeit 

um einen Fall von Streaming handelte, verlager-

te sich die Kritik auf die Rechtsanwälte des 

(angeblichen) Rechteverwerters. Inzwischen hat 

das Landgericht Köln sämtliche seiner Entschei-

dungen wieder aufgehoben. Zudem hat die 

Staatsanwaltschaft Ermittlungen wegen des Ver-

dachts der Vorlage falscher eidesstattlicher Ver-

sicherungen aufgenommen. 
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Zu diesem Thema hielt der Vorsitzende Richter 

am Landgericht Köln Herr Dr. Dirk Eßer einen 

Vortrag mit dem Titel „Die REDTUBE-

Entscheidungen des Landgerichts Köln“. Darin 

skizzierte er den Ablauf des in Deutschland 

vorgesehenen Verfahrens zur Herausgabe der 

Verkehrsdaten von Internet-Nutzern. Rechts-

grundlage dafür ist § 101 Abs. 9 UrhG, wo es 

heißt: „Kann die Auskunft nur unter Verwen-

dung von Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Tele-

kommunikationsgesetzes) erteilt werden, ist für 

ihre Erteilung eine vorherige richterliche An-

ordnung über die Zulässigkeit der Verwendung 

der Verkehrsdaten erforderlich, die von dem 

Verletzten zu beantragen ist.“ Die einzelnen 

Verfahrensschritte sind die folgenden: (1.) Der 

Berechtigte (Urheberrechtsinhaber und/oder 

Rechteverwerter) ermittelt die IP-Adressen der 

PCs der Nutzer, die sich den Stream angesehen 

haben, d.h. der angeblichen Urheberrechtsver-

letzer; (2.) der Berechtigte beantragt über sei-

nen Rechtsanwalt beim zuständigen Landge-

richt die Freigabe der Verkehrsdaten der Nut-

zer; (3.) das Landgericht ordnet an, dass der 

Provider die Verkehrsdaten der Nutzer an den 

Antragsteller herausgibt; (4.) der Provider gibt 

die Verkehrsdaten der Nutzer heraus; (5.) der 

Antragsteller mahnt die ihm nunmehr nament-

lich bekannten Nutzer ab. 

 

Herr Dr. Eßer schilderte in seinem Vortrag ins-

besondere, dass das Landgericht Köln pro Jahr 

etwa 500 bis 1.000 Anträge auf Herausgabe der 

Verkehrsdaten bearbeite, die sich zumeist auf 

mehrere hundert Nutzer bezögen. Aufgrund 

dieses großen Antragsvolumens müssten die 

Akten notgedrungen von mehreren Kammern 

bearbeitet werden.  

 

 

 

In den REDTUBE-Fällen seien die Anträge über 

mehrere Wochen verteilt eingereicht worden, 

was dazu geführt habe, dass das Landgericht den 

wahren Inhalt und Umfang der Anträge nicht 

sofort erkannt habe. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jahrestagung in Köln  

am 26. und 27.September 2014 

Teil III   

 

Patent- und im Zusammenhang damit IT-Recht 

bildeten den dritten Themenkomplex der dies-

jährigen Tagung. 

 

2007 hatten Hans Georg Landfermann, früherer 

Präsident des Bundespatentgerichts in München, 

und Pierre Verron, avocat und Spezialist für Pa-

tentrecht in Paris, schon einmal zu der Frage 

„Europäisches Patentrecht oder Patentrecht in 

Europa“ referiert; Stefan Walz, damals zuständi-

ger Referatsleiter im Bundesministerium der 

Justiz für Patentrecht, hatte dazu über die begin-

nenden und von Anfang an zähen Bemühungen 

um eine gemeinsame Regelung in und durch die 

Europäische Union berichtet. 

 

 

Dr. Stefan Kettler, Maître en 

Droit, LL.M., studierte Rechtswis-

senschaften an verschiedenen Uni-

versitäten in Deutschland, Frank-

reich und England. Er ist als 

Rechtsanwalt für die Kanzlei Lang 

& Rahmann in Düsseldorf tätig 

und arbeitet überwiegend im Be-

reich des Patent-, Marken- und Wettbewerbsrechts 

sowie des internationalen Rechts. Er verfügt über 

langjährige Erfahrungen in der Betreuung auslän-

discher, insbesondere französischer und englischer 

Mandanten. Daneben ist er Autor diverser juristi-

scher Lehr- und Wörterbücher sowie allgemein 

beeidigter Dolmetscher und ermächtigter Überset-

zer für die englische und die französische Sprache.  

 

Kontakt: stefan.kettler@lang-rahmann.de 
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Inzwischen sind zwei Verordnungen über das 

Gemeinschaftspatent, wenn auch nicht für alle 

Mitgliedsstaaten verbindlich, sondern - nach 

der beim Spargelessen 2011 auf Burg Rheinfels 

von Urs Peter Gruber vorgestellten Dritten 

Rom-Verordnung zum Familienrecht - als 

zweites Beispiel für die Inanspruchnahme des 

einmal durch den Amsterdamer Vertrag auf 

Anregung Frankreichs eingeführten Instru-

ments der verstärkten institutionellen Zusam-

menarbeit nur für den Kreis der interessierten 

und willigen unter ihnen geltend, ergangen. 

Das dazu gehörige Übereinkommen über ein 

dazu zu errichtendes eigenes europäisches Ge-

richt ist unterzeichnet und wartet auf die noch 

ausstehende Ratifizierung u.a. durch Deutsch-

land. 

 

Unter dem Titel „Europäisches Patentrecht und 

Gemeinschaftspatent – Konkurrenz oder Er-

gänzung?“ stellte Johannes Graf Ballestrem, 

Rechtsanwalt in Köln, den Inhalt der eigentli-

chen Gemeinschaftspatentverordnung  (VO 

EU1257/2012) und der ergänzenden Verord-

nung über das Sprachregime (VO EU 

1260/2012) vor und kontrastierte ihren Sinn 

mit dem bestehenden, auf völkerrechtlicher Ba-

sis von Staaten über den Kreis der Europäi-

schen Union hinaus schon vor mehr als 20 Jah-

ren eingerichteten Europäischen Patentamt in 

München: Wo das letztere lediglich eine Bün-

delung der Patentanmeldung und –

dokumentation beabsichtigte, geht es bei dem 

neuen Gemeinschaftspatent um ein Patent mit 

einheitlicher Wirkung in und gegenüber den 

teilnehmenden Staaten. 

 

 

 

 

 

Über das dazu geplante Gericht, den „Unified 

Patent Court“  - so auch der Titel seines Vor-

trags – informierte anschließend mit Klaus Gra-

binski, Richter im – bisher – zuständigen – Se-

nat des Bundesgerichtshofs in Karlsruhe, der 

wohl kundigste und engagierteste Vertreter der 

Errichtung einer derartigen Einrichtung auf eu-

ropäischer Ebene in der Richterschaft. Denn die 

Frage einer zentralen oder dezentralen eigenen 

Organisation und dazu an welchem Ort berührt 

nicht nur genuine  nationale Interessen, sondern 

auch das Selbstverständnis nationaler Gerichte, 

die bisher Spezialkenntnisse als Alleinstellungs-

merkmal in diesem Feld der Rechtsprechung 

hoch gehalten haben. Deshalb derzeit noch strit-

tig sind vor allem die „Rules of Procedure“, in 

die die Betroffenen möglichst viel von ihrer na-

tionalen Eigenheit hineinretten wollen. 

 

Über die „Auswirkungen von Gemeinschaftspa-

tent und UPC auf die Praxis des Patentanwalts 

am Beispiel von IT-Patenten“ sprach abschlie-

ßend Patenanwalt Markus Hössle aus Stuttgart. 

Hier wurden nicht nur die inhaltlichen und insti-

tutionellen Folgen der zu erwartenden Neuord-

nung bildhaft vor Augen geführt, sondern 

zugleich der Bogen geschlagen zum vorstehend 

wiedergegebenen zweiten Themenkomplex der 

diesjährigen Konferenz, die sich wieder einmal 

als eine vielgestaltige, aber runde Angelegenheit 

präsentiert hatte. 

 

 

                                                                                                   

Dr. Jürgen Jekewitz, Ministerialdirektor a.D. 

Vorsitzender der DFJ 
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PRE-SEMINAIRE POUR ETUDIANTS EN 

DROIT ET JOURNEES FRANCO-

ALLEMANDES DE JURISTES DU 23 AU 

27 SEPTEMBRE A COLOGNE 

 

Du 23 au 26 septembre 2014 s’est déroulé le 

pré-séminaire des étudiants en droit aux Jour-

nées Franco-Allemandes des Juristes, organisé 

par la Deutsch-Französische Juristenvereini-

gung. L’occasion pour chacun d’échanger sur 

son expérience franco-allemande, que celle-ci 

soit académique ou professionnelle, mais éga-

lement d’assister à de nombreuses conférences 

portant sur le droit des données personnelles et 

de la propriété intellectuelle, thème choisi cette 

année par l’Association pour sa rencontre an-

nuelle.  

 

Parmi les étudiants et jeunes professionnels 

présents, de nombreuses doubles formations  

H I N W E I S 

 

Die folgenden Skripte und Vorträge der Jahrestagung sind auf Anfrage als pdf- bzw. ppt-Dokument  

über das Sekretariat der DFJ (jleith@uni-mainz.de) erhältlich: 

 

 „L‘action de la Commission nationale de l‘informatique et des libertés (CNIL)“, 

  Laurent LIM, juriste chargé de mission, Service des affaires européennes et internationales, Paris 

 

 „Das Hamburgische Transparenzgesetz - Datenschutz vs. Informationsfreiheit“, 

  Christian FISCHER, Regierungsrat, Freie und Hansestadt Hamburg 

 

 „Streaming von Videos - ein legaler Missbrauch von Ausschließlichkeitsrechten?“, 

  Dr. Stefan Kettler, Maître en Droit, LL.M., Rechtsanwalt, Kanzlei Lang & Rahmann, Düsseldorf 

 

  „Europäisches Patent und Gemeinschaftspatent - Konkurrenz oder Ergänzung“?, 

 Dr. Johannes Graf BALLESTREM, LL.M., Rechtsanwalt, Kanzlei Osborne Clarke, Köln 

 

 „Der Unified Patent Court“, 

 Dr. Klaus GRABINSKI, Richter am Bundesgerichtshof, Karlsruhe 

 

franco-allemandes étaient représentées : le CJFA 

de Sarrebruck ; le campus franco-allemand de 

Sciences Po Paris à Nancy ; le programme Ber-

MuPa ; la double Maîtrise Mayence de l’Univer-

sité Paris-Est Créteil  ainsi que la filière Rennes 

1/Erlangen-Nürnberg, nouvellement créée. Pour 

certains, il s’agissait d’une première initiation au 

droit de la propriété intellectuelle.  

 

Pour d’autres, une occasion de rencontrer des 

professionnels spécialisés dans ce domaine et 

ayant une affinité pour le contentieux franco-

allemand. Malgré la diversité des profils et des 

niveaux de formation des différents participants, 

chacun s’est dit très satisfait de la grande qualité 

des intervenants et de leur présentations.  

Après une dynamique introduction au droit d’au-

teur et au droit des marques par Me Werner Gaus 

du cabinet Thümmel Schütze & Partner, Me 

Christophe Klinkert du cabinet franco-allemand 
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Epp&Kühl est venu proposer un exemple de 

consultation juridique pour la mise en place 

d’un site de vente en ligne. On retiendra égale-

ment l’intervention de Me Stefan Kettler por-

tant sur la mise en œuvre d’une procédure 

d’inspection en matière de droit des brevets en 

Allemagne et les différences existantes avec la 

procédure française de saisie-contrefaçon.  

Le pré-séminaire a également été ponctué de 

nombreuses activités culturelles : visite guidée 

de la vieille ville ; dîner dans une brasserie tra-

ditionnelle ; dégustation de bières locales (la 

fameuse Kölsch !)  

et visite de la brasserie Sünner ; 

 réception à la mairie de Cologne par le maire- 

adjoint M. Hans-Werner Bartsch  
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et table ronde à l’Oberlandesgericht en compa-

gnie du Président, Dr. Johannes Riedel et de Dr. 

Martin Kessen, juge à la cour.  

Nous avons également eu la chance d’être reçus 

autour d’un cocktail par Me Christophe Kühl, 

associé au sein du cabinet Epp&Kühl, une struc-

ture spécialisée dans le conseil et le contentieux 

franco-allemand.  

Nous tenions donc à remercier chaleureusement 

chacun des intervenants ainsi que les organisa-

teurs de ce bel évènement qui nous ont accom-

pagné tout au long de la semaine : Me Stefan 

Kettler, Madame Jutta Leither ainsi que Mon-

sieur et Madame Jekewitz. Nous espérons que 

ces trois journées ainsi que les conférences de la 

réunion annuelle qui a suivi, auront donné l’en-

vie aux nouveaux arrivants de rejoindre l’asso-

ciation et qu’elle aura suscité chez certains de 

nouvelles vocations ! A l’année prochaine ! 

 

Emmanuelle Tang ist Wissen-

schaftliche Mitarbeiterin bei der 

Sozietät Quinn Emanuel Urquhart 

& Sullivan LLP im Münchener 

Büro. Sie studierte in Frankreich 

(Paris 12 und Paris 1), UK 

(Sheffield Hallam) und den USA 

(Columbia und Berkeley) und ist 

seit diesem Jahr in New York als 

Rechtsanwältin zugelassen.  

Emmanuelle Tangs fachlicher Schwerpunkt ist der Ge-

werbliche Rechtsschutz, insbesondere das Patentrecht. 
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BERICHT ÜBER DAS VORSEMINAR: 

 

Vom 23.09 - 27.09.2014 fanden sich wieder 17 

junge Juristen zum Vorseminar zusammen, 

welches zur allgemeinen Freude der Teilneh-

mer mittlerweile fester Bestandteil der Jahres-

tagung der Deutsch-Französischen Juristenver-

einigung geworden ist. Angereist waren aus 

allen Teilen Frankreichs und Deutschlands Stu-

denten, Absolventen, Doktoranden, Referenda-

re und junge Anwälte um sich in der Domstadt 

und Karnevalshochburg Köln auf die Jahresta-

gung einzustimmen. Empfangen wurden die 

Teilnehmer zum ersten gemeinsamen Abendes-

sen am Dienstag in einem traditionellen Gast-

haus von Organisator Dr. Stefan Kettler, der 

unter großem Einsatz und mit Begeisterung für 

den reibungslosen Ablauf und die Gestaltung 

der vielfältigen Programmpunkte verantwort-

lich war. Wie von “Kölle” nicht anders zu er-

warten, begrüßte uns die Stadt mit einem gut-

bürgerlichen deutschen Essen und den ersten 

Runden Kölsch. Am nächsten Tag begaben 

sich die Teilnehmer im Zuge einer historischen 

Stadtführung selbstverständlich auf die Spuren 

der Römer und besichtigten den zum Pflicht-

programm gehörenden Dom, gewannen jedoch 

auch überraschende Erkenntnisse zum weltbe-

rühmten Kölnisch Wasser.  

 

Doch Kölnisch Wasser, Colonia Claudia Ara 

Agrippinensium und ein Gotteshaus zur Aufbe-

wahrung von Reliquien waren nicht das Einzi-

ge was geboten wurde.  

 

Auf dem Programm standen ebenfalls ein Be-

such des Rathauses der viertgrößten Stadt 

Deutschlands, sowie des Oberlandesgerichts 

(OLG).  
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Hier referierten der Präsident des OLG Herr Jo-

hannes Riedel und RiOLG Dr. Martin Kessen 

nach einer Führung durch das imposante Gebäu-

de über Geschichte Bedeutung und Aufgaben 

des OLG Kölns, sowie die Gerichtsorganisation 

in Deutschland. Dabei nahmen sie sich viel Zeit 

um auf die Fragen der jungen Juristen einzuge-

hen. Ausklingen ließen wir den Tag bei der Be-

sichtigung einer der ältesten Brauereien der 

Stadt mit umfassender Führung (samt Bierpro-

be!) und einem Abendessen im Brauereikeller.  

 

Am Donnerstag und Freitagvormittag sollten 

schließlich Workshops und Fachvorträge im 

Vordergrund stehen. Hierbei ging es insbeson-

dere um die Themen „Markenrecht und geistiges 

Eigentum“ sowie „Informationstechnologie-

recht/geistiges Eigentum“, die uns von erfahre-

nen Referenten aus der Anwaltspraxis, nament-

lich Herrn Werner Gaus und Herrn Christophe 

Klinkert, anschaulich näher gebracht wurden. 

Schließlich erfolgte eine Vorstellung der deutsch

-französischen Studiengänge der Universitäten 

Köln / Paris einerseits und Düsseldorf / Cergy-

Pontoise andererseits.  
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Abgerundet wurde das Vorseminar durch einen 

kurzen Vortrag zur positiven Bewertung der 

Absolventen deutsch-französischer Studiengän-

ge, gehalten  von Dr. Christophe Kühl, Mit-

gründer und Partner einer deutsch-

französischen Anwaltskanzlei, in deren Räum-

lichkeiten die Teilnehmer an Abend zuvor be-

reits herzlich zu einem Sektempfang eingela-

den worden waren.  

 

Die Teilnehmer verbrachten interessante, ab-

wechslungsreiche Tage für deren gelungene 

Organisation ich mich, bereits in Vorfreude auf 

nächstes Jahr, im Namen der Teilnehmer bei 

allen Beteiligten bedanken möchte 
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H I N W E I S 

 

Die folgenden Skripte und Vorträge des Vorseminars erhalten Sie ebenfalls auf Anfrage als pdf- bzw.  

ppt-Dokument über das Sekretariat der DFJ (jleith@uni-mainz.de): 

  

-  „Le fonctionnement municipal dans la Ville de Cologne“, 

 Hans Ulrich VOLLAND, Office des affaires juridiques dans la ville de Cologne 

  

-   „Markenrecht und geistiges Eigentum“ 

 Nicola KÖMPF, Rechtsanwältin u. Avocate, Cabinet PDGB, Paris  

 Werner GAUS, Rechtsanwalt, Kanzlei Thümmel, Schütze und  Partner, Frankfurt/Main 

  

-   „Informationstechnologie- und Vertragsrecht: Ein Praxisfall“ 

  Christophe KLINKERT, Rechtsanwalt, Kanzlei Epp & Kühl, Köln 

  

-  „Dt.-frz. Windparkprojekt in St. Pazanne - Praxisbeispiel für das Scheitern von Verhandlungen“ 

 Larissa WOHLGEMUTH, LL.M., Rechtsanwältin u. Avocate, Kanzlei Epp & Kühl, Köln 

 Thorsten COSS, Rechtsanwalt, Geschäftsführer AVU Serviceplus GmbH, Gevelsberg 

  

-  „DFM - Deutsch-Französische Studiengänge Rechtswissenschaften Köln/Paris 1“, 

 Prof. Dr. Barbara DAUNER-LIEB, Programmbeauftragte des deutsch-französischen Magister- 

 studienganges an der Universität zu Köln 

  
 

Alexandre Ratiu ist Rechtsre-

ferendar in Rheinland-Pfalz 

und absolviert gegenwärtig 

eine Ausbildungsstation beim 

Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informati-

onsfreiheit in Mainz.  

In Nebentätigkeit ist er im  

Frankfurter Büro der Sozietät 

Allen& Overy LLP als wissen-

schaftlicher Mitarbeiter im 

Bereich Banking & Finance 

tätig. Im Rahmen eines deutsch

-französischen Studienganges 

studierte er in Mainz und Paris 

12.  
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Freitag, 26.9.2014 : Im Gaffel am Dom 

Laurent Lim, Juriste chargé de mission, Service 
des affaires européennes et internationales 

Edgar Wagner, Landesbeauftragter für den Daten- 
schutz und die Informationsfreiheit in Rhld.-Pfalz 

Christian Fischer,  
Regierungsrat, Hamburg 
 

Dr. Dirk Esser, Vorsitzender  
Richter am Landgericht Köln 
 

Dr. Jürgen Jekewitz,                Dr. Dirk Esser 
Vorsitzender der DFJ 

Cocktailrede von Herrn Dr. Stefan Kettler, Rechtsanwalt, Düsseldorf 

„Fliegendes Buffet“ mit Kölschen Spezialitäten und Kölschen Klängen 
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Samstag, 27.9.2014 : In der Universität zu Köln 

Der Vorstand der DFJ:  
Hr. Gaus, Hr. Graner, Hr. Dr. Jekewitz, Hr. Dr. Baab, 
Hr. Herrmann, Hr. Coss, Hr. Dr. Maier-Bridou 

Paul H. Malberg, Geschäftführender Gesellschafter 
Proof-Management GmbH,Düsseldorf 

Dr. Stefan Kettler, Rechtsanwalt, Kanzlei Lang & 
Rahmann, Düsseldorf 

Dr. Johannes Graf Ballestrem, Rechtsanwalt,  
Kanzlei Osborne Clarke, Köln 

Markus Hössle, Dipl.-Phys. und Patentanwalt, Stuttgart 
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Samstag, 27.9.2014 : 

Jahresempfang und Abschlussessen im Hotel im Wasserturm 
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Die neue Mediationsordnung der Deutsch - Französischen Industrie-  

und Handelskammer 

Auch im Jahr 2013 waren französische Unternehmen die wichtigsten Kunden deutscher Lieferan-

ten und umgekehrt. Durch diese langjährigen intensiven deutsch-französische Beziehungen ist 

nicht nur eine starke Wirtschaftsdynamik für Europa entstanden, sondern auch ein sich ständig 

weiterentwickelnde Bedürfnis der Vertragsausgestaltung. 

Wenn Streitigkeiten aus solchen Verträgen entstehen und direkte Verhandlungen gescheitert sind, 

bringt der anschließende Gang vor die französischen oder deutschen Gerichte in der Regel Ver-

druss, Kosten und Unsicherheit für die Unternehmen mit sich.  

Seit langem bietet die Deutsch-Französische Industrie- und Handelskammer eine passende alterna-

tive Lösung für die Streitigkeiten zwischen deutschen und französischen Unternehmen: die Ent-

scheidung durch ein Schiedsgericht nach der deutsch-französischen Schiedsordnung  

(Siehe: www.francoallemand.com/dienstleistungen/recht-steuern/schiedsgerichtsbarkeit/ ) 

Diese bewährte Alternative wird nun ergänzt durch ein von der Kammer organisiertes Mediations-

verfahren mit einer eigens kreierten deutsch-französischen Mediationsordnung.  

Damit können Streitigkeiten im frühen Stadium mit Hilfe eines neutralen Mediators einverständ-

lich gelöst werden, bevor der Streit zu eskalieren droht. Wird keine für beiden Seiten befriedigen-

de Lösung gefunden, bleibt der Weg offen für eine Entscheidung durch ein Schiedsgericht oder die 

staatlichen Gerichte. 

Wie auch die Schiedsordnung ist die Mediationsordnung der Deutsch-Französischen Kammer auf 

Streitigkeiten aus Handelsverträgen im deutsch–französischen Wirtschaftsverkehr zugeschnitten. 

Die Mediationsordnung entspricht der aktuellen Rechtslage zur Mediation in Deutschland und in 

Frankreich. Sie enthält die in einer Mediationsordnung üblichen und praxisbewährten Verfahrens-

regeln. Hinzu kommen Regelungen die speziell auf deutsch-französische Sachverhalte zugeschnit-

ten sind. 

Die Kammer kann den Unternehmen Mediatoren empfehlen, die beide Sprachen sprechen, mit bei-

den Rechtssystemen vertraut sind und genug Erfahrung besitzen, um sich in kurzer Zeit um eine 

Einigung zu geringen Kosten zwischen den Parteien zu bemühen. Der Mediator tritt als neutraler, 

unabhängiger Dritter auf. Das Verfahren ist vertraulich. Im Falle einer Einigung kann das Ergebnis 

der Mediation durch die Anerkennung staatlicher Gerichte in Deutschland oder in Frankreich in 

die Form eines vollstreckbaren Vergleichstitels gebracht werden.  

Neue Urteile, 

Rechtsentwicklungen mit deutsch-französischem Bezug 

http://www.francoallemand.com/dienstleistungen/recht-steuern/schiedsgerichtsbarkeit/
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 Da durch die Mediation Zeit und Kosten gespart werden und die bisherige Geschäftsbeziehung 

erhalten bleibt, sollten alle Unternehmen und ihre anwaltlichen Berater diese neue und attraktive 

Lösung für ihre jetzigen und zukünftigen Vertragsbeziehungen in Betracht ziehen. 

Eine Mediation gelingt dann am besten, wenn sie bereits im Vertrag, also vor Entstehen einer 

Streitigkeit, vorgesehen wird. Bewährt haben sich in der Praxis zweistufige Klauseln. Auf einer 

ersten Stufe wird zunächst die einvernehmliche Lösung des Streits mithilfe der Mediation vorgese-

hen. Falls eine Einigung innerhalb einer angemessenen Frist (zum Beispiel 1 bis 3 Monate) nicht 

gefunden wird, ist auf einer zweiten Stufe der Gang vor die Schiedsgerichte oder die staatlichen 

mit einer üblichen Gerichtsstandsvereinbarung vorgesehen. 

Eine solche vertragliche Mediationslösung ist vielseitig anwendbar. So kann sie sowohl im Rah-

men von deutsch-französischen Kaufverträgen als auch für Verträge mit Handelsvertretern und 

Vertragshändlern oder Lizenz-, Kooperations- und Subunternehmer-Verträgen vorgesehen wer-

den. 

Ein Mediationsverfahren ermöglicht zielorientierte, kreative und wirtschaftlich sinnvolle Lösun-

gen. Der Mediator kann zwischen den Positionen der Parteien vermitteln, kann aber nicht anstelle 

der Parteien entscheiden. Es sollte sichergestellt werden, dass sich die Lösung im rechtlichen Um-

feld umsetzen lässt und mit diesem vereinbar ist. Daher ist es ratsam, dass sich die Unternehmen 

auch im Mediationsverfahren durch kompetente anwaltliche Berater unterstützen lassen.  

Insbesondere für deutsche Unternehmen, die auf die Wirksamkeit und Durchsetzung ihrer in den 

AGB enthaltenen Gerichtstandsklauseln Wert legen, ist es wichtig, festzuhalten, dass ein Mediati-

onsverfahren, egal wo es stattfindet, keinen Verzicht auf diese Gerichtstandsklausel bedeutet. Die-

se kommt bei einem Scheitern der Meditation wieder zum Einsatz.  

Lediglich während der Dauer des Mediationsverfahrens ist der Weg zu Schiedsgerichten oder 

staatlichen Gerichten gesperrt.  

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass eine solche Mediation, gut organisiert und zeitlich begrenzt, für 

die Unternehmen nur Vorteile bietet und jedenfalls eine sinnvolle und kostensparende Alternative 

bieten kann. 

Informationen zur Mediation finden Sie unter: www.franco-allemand.com/mediation  

 

 

 

Christoph Martin RADTKE, Rechtsanwalt (München) und Avocat à la Cour (Lyon), 

ist Partner der Kanzlei LAMY & Associés, Frankreich und französischer Fachanwalt 

für Internationales Recht und Europarecht. Seine Tätigkeitsschwerpunkte sind das 

deutsche und französische Wirtschaftsrecht, Internationales Handels- und Vertriebs-

recht, Internationales Privatrecht, Europarecht, Internationale Schiedsgerichtsbar-

keit und Internationale Streitigkeiten. Er ist Präsident der Kommission „Droit et 

Pratique du Commerce International“ der ICC France und Präsident der Schieds-

kommission der Deutsch-Französischen Industrie- und Handelskammer. Herr RADT-

KE ist Autor zahlreicher Veröffentlichungen in deutschen, französischen und interna-

tionalen Fachzeitschriften.   

 

Kontakt: christoph.martin.radtke@lamy-associes.com 

http://www.franco-allemand.com/mediation
http://www.franco-allemand.com/mediation


Actualités DFJ—2/2014 

 

- 19 - 

 775889v2 

Aktuelles zu Onshore Windenergie Frankreich: Die Windbranche kann aufatmen! 

 
I. Aufhebung des Tarifdekrets über Onshore Windenergie von 2008 

 
Gegen das Tarifdekret vom 17. November 2008 war eine Anfechtungsklage vor dem obersten  

französischen Verwaltungsgericht (Conseil d’Etat) eingeleitet worden mit der Begründung, dass 

dieses Dekret nicht der europäischen Kommission vorgelegt worden war. Eine solche Vorlage ist 

jedoch notwendig, wenn es sich um staatliche Beihilfen handelt. 

 

In diesem Rahmen hatte der französische Conseil d’Etat dem europäischen Gerichtshof (EuGh) 

die Frage über das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe gestellt. Dieser hat diese Frage am 19. De-

zember 2013 bejaht. 

 

In unserer Ausgabe vom 18. Mai 2014 hatten wir über die Stellungnahme des Berichterstatters zu-

gunsten einer Aufhebung des Tarifdekrets berichtet. Der Conseil d’Etat hat sich am 28. Mai 2014 

für die Aufhebung des Tarifsdekrets entschieden. Das oberste Verwaltungsgericht ist somit den 

Erläuterungen des Berichterstatters vom 7. Mai 2014 und des europäischen Gerichtshof gefolgt. 

 

Zurzeit befindet sich Frankreich ohne Einspeisetarif. Um diese Situation zu beheben hat das fran-

zösische Energieministerium bereits im Oktober 2013 begonnen, an der Vorbereitung eines neuen 

Tarifdekrets zu arbeiten. Das neue Dekret über die Regelung zur Finanzierungshilfe für Onshore-

Windstromerzeuger wurde bereits am 27. März 2014 von der europäischen Kommission für euro-

parechtskonform erklärt (siehe hierzu unsere Ausgabe vom 18. Mai 2014). 

 

II. Prüfung des neuen Dekret von der französischen Stromregulierungskommission 

 

Der genaue Inhalt des entsprechenden Dekrets ist derzeit noch nicht bekannt. Der Markt spricht 

aber davon, dass die finanziellen Bedingungen (Einspeisetarif) dieselben des Dekrets von 2008 

seien. 

 

Am 19. Mai 2014 wurde der Entwurf des neuen Dekrets der französischen Stromregulierungskom-

mission (Conseil Supérieur de l’Energie) vorgelegt. Die Kommission hat jetzt einen Monat Zeit, 

um ihre Meinung hierzu abzugeben, wobei diese nicht bindend ist. Auf diese Weise werden die 

Stromerzeuger während einigen Wochen ohne gesetzliche Verankerung eines Einspeisetarifs ar-

beiten. 

 

III. Keine Erstattung der Beihilfe von den Windenergieproduzenten 

 

Der Berichterstatter des Conseil d’Etat hatte sich am 7. Mai 2014 für die Aufhebung des Tarifdek-

rets von 2008 ausgesprochen. Er hatte dem Conseil d’Etat ebenfalls geraten, die Zinsen von den 

Windenergieproduzenten zurückzuverlangen, die sie gezahlt hätten, wenn sie die Differenz zwi-
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 schen dem Betrag der Hilfen und den marktüblichen Preisen hätten ausleihen müssen. In seiner 

Entscheidung vom 28. Mai 2014 verurteilt das Verwaltungsgericht die Stromerzeuger nicht dazu, 

die erhaltenen Beihilfen zurückzuzahlen. Ebenso müssen keinerlei Zinsen gezahlt werden. 

 

* * * 

 

Mit der Aufhebung des Tarifdekrets vom 2008 und der Vorlage eines neuen europakonformen 

Dekrets will der französische Energieminister der Ungewissheit in der Windbranche ein Ende set-

zen. Der Einspeisetarif sollte sich gegenüber dem von 2008 nicht ändern. Windenergieproduzenten 

in Frankreich können somit wieder aufatmen. 

 

 

 

Alexa Zimmer ist französische Rechtsanwältin und seit 2013 Counsel der Kanzlei Lefèvre 

Pelletier & associés. Zuvor war sie als Rechtsanwältin bei Marccus Partners beschäftigt. 

Ihre Schwerpunktgebiete liegen in der Beratung von internationalen Investoren beim Erwerb 

und der Veräußerung von Immobilien und erneuerbaren Energien, bei der Gründung von 

französischen Gesellschaften sowie in allen Bereichen des allgemeinen Gesellschaftsrechts, 

wobei Frau Zimmer eine überwiegend deutschsprachige Mandantschaft (insbesondere darun-

ter Industrieunternehmen) betreut. 

Silke Nadolni ist seit 1998 als französische Rechtsanwältin tätig und seit März 2011 Partne-

rin in der Kanzlei Lefèvre Pelletier & associés und leitet dort die Immobilienabteilung, in der 

auch die erneuerbaren Energien aufgehängt sind. Ihre Schwerpunktgebiete liegen in der Be-

ratung von internationalen Investoren beim Erwerb und der Veräußerung von Immobilien 

sowie von Investoren im Bereich der Erneuerbaren Energien. Frau Nadolni betreut überwie-

gend eine deutschsprachige Mandantschaft.  
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In Kürze: Das Mainzer Frankreich-Programm 

 

Wer nach Frankreich möchte, ist in Mainz goldrichtig. Die Abteilung Rechtswissenschaften ist die 

einzige in Deutschland, die gleich über drei intensive Partnerschaften mit französischen Universi-

täten verfügt, namentlich den Universitäten in Dijon, Nantes und Paris (Paris-Est Créteil Val de 

Marne). Diese Partnerschaften werden kontinuierlich gepflegt und ausgebaut. So wird seit dem 

Wintersemester 2012/13 zusammen mit der mit der Universität in Dijon ein neuer Bachelor-

Master-Studiengang angeboten, der zum Erwerb eines Master ("LL.M.") im Bereich 

"internationales Privatrecht und europäischen Einheitsrecht" führt. Vor kurzem wurde zudem mit 

Dijon ein Abkommen zur gemeinsamen Betreuung von Doktoranden in die Wege geleitet. 

 

Alle drei Partnerschaften werden von der Deutsch-Französischen Hochschule (DFH) gefördert. 

Der Zweck der deutsch-französischen Programme beschränkt sich nur auf den Erwerb von Sprach- 

und Rechtskenntnissen. Sie sind Teil einer Politik der umfassenden Aussöhnung und Verständi-

gung, die sich nach den zweiten Weltkrieg zwischen beiden Ländern entwickelt hat. 

 

Eine wesentliche Philosophie der Mainzer Frankreich-Programme besteht vor diesem Hintergrund 

darin, deutsche und französische Studierende persönlich zusammenzuführen; sie sollen die Gele-

genheit erhalten, das jeweilige Partnerland in seiner Vielfalt kennenzulernen. Dazu werden jedes 

"Infofahrten" von und zu den einzelnen Partneruniversitäten angeboten. Zudem haben deutsche 

und französische Studenten bei den vom Frankreichbüro organisierten "Sprachtandems", dem 

deutsch-französischen "Stammtisch" oder auch dem jedes Semester angebotenen rechtsverglei-

chenden Seminar Gelegenheit, Kontakte zu knüpfen.  

 

Das Mainzer Frankreich-Programm sollte daher nicht nur als bloßes "konsumierbares" Studienan-

gebot gesehen  werden - es lebt vielmehr davon, dass sich Studierende selbst aktiv einbringen und 

das Programm mitgestalten.  

 

Im Hinblick auf die erzielbaren Studienabschlüsse ist das Mainzer Frankreichprogramm an Attrak-

tivität kaum zu überbieten. Bei einer erfolgreichen Teilnahme winkt ein französischer Abschluss 

(die "Maîtrise" bei einem Studium in Nantes oder Paris und der "Master 2" bei einem Studium in 

Dijon). Zudem gibt es von Mainzer Seite den Bachelor of Laws (LL.B.) sowie die Möglichkeit - 

soweit man in Dijon studiert oder sich in Nantes und Paris auf das internationale Privatrecht spezi-

alisiert hat -, einen  Master of Laws (LL.M.) zu erwerben. Und zu guter Letzt: Die in Frankreich 

erzielte Durchschnittsnote kann man sich in eine deutsche Note "umrechnen" und auf Antrag als 

Schwerpunktexamen anerkennen lassen. Zurück in Deutschland entfällt damit für die Programm-

teilnehmer die Notwendigkeit eines Schwerpunktstudiums; es verbleibt sodann "nur" noch die 

staatliche Pflichtteilprüfung. 
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 Das Frankreich-Programm wird auch von Frankfurter Großkanzleien gefördert. So unterstützt die 

Kanzlei Linklaters die Info-Fahrt nach Paris und Nantes und vergibt zudem jedes Semester Preise 

für die beiden besten Absolventen der Mainzer Auslandsprogramme. Während der Infofahrt wird 

die deutsch-französische Gruppe regelmäßig von der Kanzlei Clifford Chance nach Frankfurt ein-

geladen.  

 

Beste Kontakte zur deutsch-französischen Rechtspraxis bestehen zudem deshalb, weil die Deutsch

-Französische Juristenvereinigung (DFJ) am Fachbereich ihr Büro unterhält (neues ReWi, 2. 

Stock, Zimmer 238, Sekretariat Frau Leither). Die DFJ bietet unter anderem Seminare für Studie-

rende und Referendare an und informiert ihre Mitglieder über Praktikumsmöglichkeiten und Stel-

lenangebote im deutsch-französischen Rechtsverkehr; eine Mitgliedschaft ist bereits Studierenden  

sehr zu empfehlen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

I. Informationen zum Frankreichprogramm im Internet: 

 

1) Seite des Auslandsbüro Jura (http://www.jura.uni-mainz.de/auslandsbuero/) 

u.a. mit Informationen zu den Teilnahmevoraussetzungen, dem Studienverlauf, den Rechtsgrundlagen und aktuellen 

Veranstaltungshinweisen 

 

2) Seite des Vereins zur Pflege des Internationalen Austauschs am Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität 

Mainz - P.I.A. e.V. (http://pia-mainz.de/) 

u.a. mit Informationen zu den Partneruniversitäten, persönlichen Erfahrungsberichten und aktuellen Meldungen rund 

um das Frankreichprogramm 

 

II. Beratungsangebote 

 

1) Zu Beginn jedes Semesters findet eine Informationsveranstaltung zum Frankreichprogramm statt  

 

2) Eine individuelle Beratung erfolgt durch die Mitarbeiterinnen des "Frankreichbüros Jura" (neues ReWi, 2. Stock, 

Zimmer 135) 

Prof. Dr. Urs Peter Gruber folgte nach seiner Promotion und Habilitation in Mainz im 

Jahr 2002 einem Ruf an die Universität Halle. Von 2007 bis zu seinem Weggang 2009 

war er Richter am Oberlandesgericht Naumburg im 1. Zivilsenat. Seit 2009 hat er einen 

Lehrstuhl an der Universität Mainz inne. Seine Forschungsschwerpunkte liegen u.a. im 

allgemeinen bürgerlichen Recht, im nationalen und internationalen Zivilverfahrensrecht, 

im internationalen Privatrecht und im internationalen Einheitskaufrecht. Er ist Beauf-

tragter für akademische Auslandsangelegenheiten der juristischen Abteilung und in die-

ser Eigenschaft verantwortlich für die Frankreichprogramme.im Bereich Rechtswissen-

schaften.  

 

Herr Prof. Dr. Gruber ist unter gruberu@uni-mainz.de erreichbar. 
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Joyeuses Fêtes de Noёl 

 

Et 

 

Bonne Année 
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